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Intellektuelle
und Kapitalismus

Mit wachsendem Befremden habe ich
Reinhard Mohrs von beissendem Sar-
kasmus triefende Ergüsse über die kriti-
sche Haltung Intellektueller zum Kapita-
lismus gelesen (NZZ 21. 4. 18).Glaubt der
Autor den Kapitalismus tatsächlich über
jeden Zweifel erhaben? Ist es tatsächlich
unbedeutend und vernachlässigbar, wie
sich das Kapital mehr und mehr zu den
reichsten drei bis fünf Prozent der Welt-
bevölkerung verschiebt und es immer
mehr Verlierer dieses Systems gibt?

Maria-Noemi Rossetto-Giallella, Zürich

Es gibt nicht nur intellektuelle Kritiker,
die dem Kapitalismus gegenüber ein un-
gutes Bauchgefühl haben. So ist – nur ein
Beispiel – die Wahl Trumps in den USA
auf ebendieses Bauchgefühl zurückzu-
führen. Dass damit ein Bock zum Gärt-
ner gemacht worden ist, steht auf einem
anderen Blatt. Letztlich geht es jetzt
nicht darum,Alternativen zum Kapitalis-
mus zu entwerfen und anzustreben. Was
nottut, ist die Zähmung eines zuneh-
mend aus dem Ruder laufenden Systems,
das Kapitalgeber zugunsten aller ande-
ren im System Gefangenen bevorzugt.
Wenn profitable Unternehmen Gewinne
maximieren, indem sie Löhne drücken,
Personal abbauen, Steuern vermeiden
und ganz allgemein Menschenrechte mit
Füssen treten, darf sich niemand wun-
dern, dass sich die Intellektuellen kritisch
zu Worte melden und andere sich rechten
und linken Populisten ausliefern. Es geht
darum, dass Kapital und Arbeit wieder in
ein Gleichgewicht kommen und dem
Staat zukommt, was er braucht, um sei-
nen Aufgaben nachzukommen: den Staat
für alle lebenswert zu erhalten. Ein
Steuerwettbewerb jedenfalls, der dazu
zwingt, Steuern so weit zu senken, dass
die Zuschüsse für die Bedürftigsten ge-
senkt werden, wie nun in mehreren Kan-
tonen angestrebt, geht gar nicht. Und
dass hochprofitable Weltkonzerne – aber
sicher auch kleinere Unternehmen – ihre
Steuern mit allerlei Tricks gegen null
optimieren können, ist schändlich.

Carlos Hunziker, Gümligen

«Warum Intellektuelle den Kapitalismus
verachten»: Es besteht nach wie vor die
Möglichkeit, statt über die Irrelevanz ei-
niger linker Intellektueller zu berichten,
zum Beispiel das heutzutage weitgehend
erforschte, aber zu selten unverblümt be-
schriebene Naturell des Menschen zu
thematisieren. Zudem wird durch unbe-
fangene und vollständige Recherchen
klar, dass jene meist auf «dynamischen»,
unwiederholbaren Ausverkauf ausgerich-
teten Methoden Chiles keineswegs als
Beispiel von Stabilität, tragfähiger Wirt-
schaft und Rechtsstaatlichkeit taugen.

Raimondo Civetta, Santiago de Chile

Zum Gastkommentar von Reinhard
Mohr zur Verachtung des Kapitalismus:
Ich denke, in keinem der sich als sozialis-
tisch bezeichnenden Länder hat tatsäch-
lich Sozialismus stattgefunden. Die
Macht wurde immer von einer kleinen
Clique ausgeübt. Den meisten west-
lichen Ländern geht es mit dem Kapita-
lismus gut, natürlich ausgenommen die

verarmten Unterschichten und die Dritt-
weltländer, die ja auch Teil des kapitalis-
tischen Systems sind und ohne deren bil-
lige Arbeitskraft und Rohstoffe wir si-
cher nicht so gut leben könnten. Darüber
hinaus verbraucht das jetzige Wirt-
schaftssystem im grossen Masse Res-
sourcen und ist damit nicht zukunfts-
fähig. Das wäre eigentlich ein viel wich-
tigeres Thema.

Otmar Greger, D-Sundhagen

Bundeskanzler
und E-Voting

E-Voting teilt die Gesellschaft in zwei
Lager: Die einen glauben den Resultaten
und vertrauen den Systemen, die ande-
ren verstehen die zugrunde liegenden
Algorithmen. Das dürfte in der Schweiz
bei rund zwei Dutzend Personen der Fall
sein. Nun haben die Bürgerinnen und
Bürger aber ein verfassungsmässiges
Recht auf klare und richtige Wahl- und
Stimmresultate. Und nur wenn dies
garantiert ist, kann von der Minderheit
verlangt werden, dass sie sich der Mehr-
heit fügt. Selbst eine nur behauptete Un-
regelmässigkeit, die höchstens von den
Spezialisten überprüft werden könnte,
genügt, um das Vertrauen in das Resul-
tat zu untergraben. Der Samen zur Zer-
setzung unserer direkten Demokratie
wäre damit gesät. Erst vor einigen Jahren
musste im Kanton Bern die Abstimmung
über die Senkung der Motorfahrzeugsteu-
ern wiederholt werden, weil die (straflos
gebliebene) Vernichtung der Stimmzettel
durch einige Gemeinden eine Nachzäh-
lung verunmöglicht hatte. Wie viel ein-
facher wird es sein, Computerprobleme
als Grund für eine Abstimmungswieder-
holung anzuführen? Im Interview mit
Bundeskanzler Walter Turnherr (NZZ
28. 4. 18) blieb leider der Essay «E-Voting
– Das Ende der Demokratie» von René
Droz unerwähnt. Der Autor führt detail-
liert und überzeugend aus,wie wir uns mit
E-Voting ein Kuckucksei ins Nest legen.
Es erstaunt denn nicht, dass sich etwa
Norwegen (2014), Frankreich (2017) und
Finnland (2017) gegen die Einführung von
E-Voting ausgesprochen haben. In der
Schweiz sind auf Bundesebene und in den
Kantonen die Verwaltung und ihr nahe-
stehende Organisationen die treibende
Kraft hinter dem E-Voting. Es braucht
den längst überfälligen politischen
Grundsatzentscheid: «Halt, Übung ab-
brechen!»

Claudio Zanetti, Gossau

Staat
und Öffentlichkeit

In der NZZ vom 28. 4. 18 nimmt Walter
Herzog zu meinem Leserbrief (NZZ
23. 4. 18) Stellung.Mir scheint,dass hier ei-
nige Missverständnisse vorliegen, vor
allem was das Verhältnis zwischen Staat
und «Öffentlichkeit» angeht. Es ist zwei-
fellos so,dass im liberalen und demokrati-
schen Staat eine politische Öffentlichkeit
besteht, die ausserhalb der Staatstätigkeit
liegt.Nun ist aber die Staatstätigkeit ihrer-
seits dem Öffentlichkeitsprinzip unter-
worfen. Dieses Öffentlichkeitsprinzip ist
in den letzten Jahren im Bund und in vie-
len Kantonen in der Gesetzgebung kon-
kretisiert worden. Die politisch-gesell-
schaftliche Öffentlichkeit steht in enger
Beziehung mit dem Öffentlichkeitsprin-
zip des Staates. Herzog schreibt ferner,
dass die Gemeindeversammlung keine

staatliche Institution sei. Nach der
üblichen politikwissenschaftlichen An-
sicht besitzt die Gemeindeversammlung
legislative Funktionen und kann folglich
durchaus als «staatliches Organ» be-
zeichnet werden. Sowohl in seinem Gast-
kommentar in der NZZ vom 18. 4. 18 wie
auch im erwähnten Leserbrief von Wal-
ter Herzog findet man wenig Verständ-
nis für die Gewaltentrennung, für die
Unterscheidung von legislativen und
exekutiven Aufgaben. Diese Unterschei-
dung ist aber für den demokratischen
Staat von zentraler Bedeutung.

Daniel V. Moser, Bern

Vollversicherung

Der Leserbriefschreiber Heiner Hof-
mann befasst sich mit dem Ausstieg der
Axa aus dem Vollversicherungsangebot
in der beruflichen Vorsorge (NZZ
24. 4. 18). Der im Leserbrief enthaltenen
Aussage, wonach die «Vollversicherung
für die Mittel- und Kleinbetriebe die
beste Versicherungslösung» sei, muss
widersprochen werden. Diese Aussage
trifft bestenfalls auf die Arbeitgeber zu,
weil diese mittels der Vollversicherung
das Risiko von Sanierungsmassnahmen
eliminieren können. Grundsätzlich ist
ein derartig hoher Sicherheitslevel in der
beruflichen Vorsorge aber gar nicht not-
wendig, da eine vorübergehende, geringe
Unterdeckung zulässig ist. Der jederzei-
tige Schutz vor möglichen, wenn auch
sehr selten vorkommenden Sanierungs-
massnahmen hat allerdings beträchtliche
Kosten zur Folge, vor allem für die ver-
sicherten Arbeitnehmer. Diese Kosten
bestehen einerseits in überdurchschnitt-
lich hohen Risikoprämien, welche fak-
tisch einen permanenten Sanierungsbei-
trag enthalten. Andererseits verursacht
die Vollversicherung substanzielle
Opportunitätskosten in Form entgange-
ner Vermögenserträge, welche auf das
äusserst defensive Anlagekonzept der
Lebensversicherer zurückzuführen ist
und das letztlich für einen langfristigen
Sparprozess wie die Altersvorsorge öko-
nomisch nicht sinnvoll ist. Aus diesen
Gründen sind der Ausstieg der Axa aus
dem Vollversicherungsgeschäft und die
Transformation dieser überholten Vor-
sorgeform in den teilautonomen Bereich
nicht zu bedauern. Vorsorgelösungen,
welche längerfristig nicht einen mit dem
Wirtschaftswachstum parallel verlaufen-
den Vermögensertrag zu generieren ver-
mögen, erfüllen den verfassungsmässi-
gen Leistungsauftrag nicht und provozie-
ren den Ruf nach dem Ausbau der um-
lagebasierenden 1. Säule.

Hansueli Kaufmann, Ottenbach

An unsere Leserschaft
Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.
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NZZ-Postfach
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Genossenschaften
unter Beschuss
Gastkommentar
von MICHAEL TÖNGI

Immer öfter ist in der NZZ Kritik an den Wohnbaugenossenschaf-
ten zu lesen. Eine links-grüne Schickeria mache sich dort breit, und
in den Genossenschaften würden die «falschen» Personen leben. Es
wird sogar kritisiert, dass auch Stadtzürcher Parlamentarier in Ge-
nossenschaftswohnungen lebten. Für eine Skandalisierung ist die-
ser Einwurf etwas dünn: Glücklicherweise gehören in Zürich
knapp 30 Prozent der Mietwohnungen gemeinnützigen Wohnbau-
trägern. Bei 125 Gemeinderäten erstaunt es wenig, dass der eine
oder die andere in einer Genossenschaftswohnung lebt. Aber die
anderen Vorhaltungen? Eine Untersuchung im Auftrag des Bun-
desamtes für Wohnungswesen zeigt: Durchschnittlich haben Mie-
ter in Genossenschaften das tiefere Bildungsniveau als Personen in
anderen Mietwohnungen oder gar im Wohneigentum und damit
auch ein tieferes Einkommen. Sie arbeiten in Berufen mit tiefem
Status, und umgekehrt wohnen wenige Personen mit einem hohen
Berufsstatus in Genossenschaftswohnungen.

Der Pro-Kopf-Bedarf an Wohnfläche in Genossenschafts-
wohnungen ist bedeutend tiefer als in anderen Mietwohnungen.
Kein Wunder – es bestehen oft Belegungsvorschriften. Damit leis-
ten die Genossenschaften einen Beitrag zu einem ressourcenscho-
nenden Umgang mit Wohnraum. Richtig ist, dass in Genossen-
schaftswohnungen leicht weniger Ausländer wohnen als in anderen
Mietwohnungen. Der Wert lässt sich erklären und zeigt keine Ab-
schottung der Genossenschaften: Der Ausländeranteil liegt nur in
der Kategorie der gut qualifizierten Zuzüger aus den nördlichen
Nachbarländern und Staaten wie den USA oder Australien unter
dem Durchschnitt. In den anderen Kategorien, namentlich bei
schlecht verdienenden Personen, ist er durchschnittlich, bei den ein-
gebürgerten Ausländern ist er überdurchschnittlich.

Die Zahlen sprechen für sich, und das Schlechtreden der Genos-
senschaften wird nicht gelingen. Dagegen spricht die Erfahrung der

Menschen: Sie schätzen den gemeinnützigen Wohnungsbau, weil er
preiswerte Wohnungen schafft, weil Genossenschaften auf anstän-
dige Art und Weise Sanierungen durchführen, den Bewohnerinnen
und Bewohnern eine Mitsprache ermöglichen und wichtige Funk-
tionen und Dienstleistungen für Quartiere anbieten. Damit schaf-
fen Wohnbaugenossenschaften, Stiftungen oder Gemeinden Iden-
tität und Lebensqualität, wie es notabene auch Wohneigentümer
suchen. Viele von ihnen machen das völlig unabhängig von staat-
licher Unterstützung. Einige dagegen werden gefördert: sei es von
Bundesseite durch zinsgünstige Darlehen oder durch kommunale
und einige kantonale Hilfen. Der Bund hat jährlich weniger als 50
Millionen Franken in diese Darlehen eingespeist. Die Kantons- und
Gemeindehilfen werden sich nochmals in ähnlicher Höhe bewegen.
Das ist alles ein Klacks gegenüber der Wohneigentumsförderung,
die der Bund und die Kantone machen: Die Vergünstigungen bei
der Wohneigentumsbesteuerung führen jährlich zu Steuerausfällen
in Milliardenhöhe.

Weshalb gerade jetzt Kritik an den Genossenschaften? Bald
kommt die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» in die parla-
mentarische Debatte. Mieterverband, Genossenschaften und Par-
teien fordern mit dieser Initiative moderate Massnahmen zur För-
derung des gemeinnützigen und preisgünstigen Wohnungsbaus,
über die vom Bund bereits diskutiert wurde. Ein Vorkaufsrecht für
Gemeinden, die Nutzung von SBB-Arealen für den gemeinnützi-
gen Wohnungsbau oder ein Stopp der Auszahlung von Fördergel-
dern bei Luxussanierungen sind punktuelle Eingriffe, die den Bund
auf einem bewährten Weg der Wohnbauförderung weiterbringen.
Aber jedes Grundstück, das dem renditeorientierten Markt ent-
zogen ist, ärgert die Investoren. Ob nun der freie Markt wichtiger
ist oder die Wohnbedürfnisse weiterer Bevölkerungskreise es sind,
darüber lässt sich gut auch ohne Nebelpetarden und Genossen-
schafts-Bashing diskutieren.

Michael Töngi ist Mitglied des Initiativkomitees «Mehr bezahlbare Woh-
nungen» und Nationalrat (gp., Luzern).

Der Pro-Kopf-Bedarf an Wohnfläche
in Genossenschaftswohnungen ist
bedeutend tiefer als in anderen
Mietwohnungen.
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Korrigendum
zz. · In der NZZ-Ausgabe vom 30. 4. 18
war die Bildlegende beim Artikel «Blau-
helme schauen einem Massaker zu» feh-
lerhaft. Das Bild zeigte nicht österreichi-
sche Uno-Soldaten, sondern Angehörige
anderer Nationen.


